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I n  eigener Sache: 

Wir begrüßen Frau Katharina Lodder als neue Mitarbeiter in herzlich in unserem  Team!   
 
 
I nfla t ionsausgleichspräm ie   
 
Die I nflat ionsausgleichsprämie ist  Teil des „Gesetzes zur tem porären Senkung des Um satzsteuer-
gesetzes auf Gaslieferungen über das Erdgasnetz“  und des „dr it t en Ent lastungspakets“  des Bundes. 
Die Prämie soll einen Anreiz für Unternehm en setzen, steuerlich begünst igte zusätzliche Zahlungen 
an die Mitarbeiter zu leisten, um  die gest iegenen Verbraucherpreise in der Bevölkerung abzumil-
dern. 
Zusatzzahlungen  von Arbeitgebern an ihre Beschäft igten können  bis zu einer Höhe von 3.000 
Euro steuer-  und abgabefre i geleistet  werden. Die Zahlung der I nflat ionsausgleichsprämie ist  für  
Arbeitgeber fre iw illig . Arbeitnehm er haben keinen Anspruch  auf die Präm ie. 
Die Zusatzzahlung kann im  Zeit raum vom  2 6 .1 0 .2 0 2 2  bis zum  3 1 .1 2 .2 0 2 4  geleistet  werden. 
Der lange Zeit raum dient  dazu, den Unternehmen eine hohe Flexibilit ät  einzuräum en. Die Zahlung 
kann in Teilbet rägen oder in einer Einm alzahlung erfolgen. Die Prämie kann auch als Sachleistung 
gewährt  werden, z.B. Fahrrad, Tablet  o.ä.  
 
Grundvoraussetzung  für die Steuer-  und Sozialversicherungsfreiheit  ist , dass die Zahlung zu-
sätzlich zum  ohnehin geschuldeten Arbeit slohn erbracht  wird. Die Begünst igung greift  also nicht , 
wenn Sie als Ersatz für Leistungen gezahlt  wird, auf die der Arbeitnehmer bereits einen Anspruch 
hat , z.B. aufgrund individualvert raglicher Vereinbarungen, Tar ifvert rag oder aus bet rieblicher 
Übung (§ 242 BGB) . Ein Beispiel für  eine betr iebliche Übung  ist  bspw. eine jährliche Sonderzah-
lung wie das Weihnachtsgeld an drei aufeinander folgenden Jahren. 
Zahlungen, auf die  Arbeitnehm er e inen Anspruch haben, können nicht  in e ine I nflat ions-
präm ie um gew andelt  w erden .  
Liegt  keine bet riebliche Übung vor und soll diese Leistung ent fallen und stat tdessen eine Inflat ions-
ausgleichsprämie gezahlt  werden, dürfte das Zusätzlichkeit serfordernis erfüllt  sein. 
 
Zum  begünst igen Personenkreis gehören alle  Arbeitnehm er, auch Minijobber  und Auszubil-
dende . 
Auch bei fam iliennahen Dienstverhältnissen  wie z. B. einem Ehegat tenarbeit sverhältnis komm t 
bei Beachtung der Frem düblichkeit  die steuerfreie Zahlung einer Inflat ionsausgleichspräm ie in 
Bet racht . 
Die Zahlung der Präm ie ist  zwar fre iw illig , allerdings hat  sich der Arbeitgeber bei der Auswahl, 
welche Mitarbeiter eine Inflat ionsprämie erhalten, an arbeitsrecht liche Grundsätze  ( Gle ichbe-
handlungsgrundsatz)  zu halten. Es dürfen also nicht  einzelne Mitarbeiter w illkür lich  von der 
Präm ie ausgeschlossen werden. Die Prämie muss nicht  allen Mitarbeitern gleichm äßig gewährt  wer-
den, wenn sachliche Gründe für eine Differenzierung bestehen. Da die unteren Gehalt sgruppen 
aufgrund der I nflat ion stärker belastet  werden, wäre dies ein zulässiger Differenzierungsgrund. 
Problem at ische Differenzierungsgründe dürften hingegen die Betr iebszugehörigkeit  oder die kör-
per liche Belastung am Arbeit splat z sein. 
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Bei der I nflat ionsausgleichsprämie handelt  es sich um einen Freibet rag, d.h. wenn eine höhere 
Sum m e als 3.000 € gezahlt  wird, ist  nur der über die 3.000 € hinausgehende Bet rag steuer-  und 
sozialversicherungspflicht ig. Arbeitnehm er können die Steuerbefreiung bis zu einem  Betrag von 
3.000 € für j edes Arbeitsverhältnis gesondert  in Anspruch nehm en, der Höchstbetrag kann also 
pro Dienstverhältnis ausgeschöpft  werden. 
 
 
Photovolta ik ab 2 0 2 3  
 
Mit  dem  Jahressteuergesetz 2022 sind für Photovoltaikanlagen steuerliche Ent lastungen im  Bereich 
der Einkom m ensteuer  und Um satzsteuer  vorgesehen. 
Die geplanten  gesetzlichen Änderungen führen zu einer steuerlichen Vereinfachung und zur Ver-
m inderung von bürokrat ischen Pflichten, um  den Ausbau der erneuerbaren Energien zu beschleu-
nigen. 
 
Geplante e inkom m ensteuer liche Vereinfachungen: 
Die Änderungen in der Einkomm ensteuer werden nicht  erst  ab 2023 gelten, sondern sollen schon 
für das Besteuerungsjahr 2022 gelten. 
Bisher erzielt  der Bet reiber einer Photovoltaikanlage grundsätzlich Einkünfte aus Gewerbebet r ieb.  
Dam it  verbunden war die Erstellung einer Gewinnermit t lung für die Einkomm ensteuer. Aufgrund 
der oftm als k leinen Gewinne und des hohen Verwaltungsaufwandes war es möglich, einen Liebha-
bereiantrag zu stellen. Für kle ine Photovoltaikanlagen kommt  es ab 2022 zw angsw eise  zur Steu-
erfreiheit  in der Einkom m ensteuer und nicht  erst  m it  entsprechender Antragstellung. Dies gilt  für   
 
n Photovoltaikanlagen m ax. 3 0  kW  Gesamtbrut toleistung auf oder an einem  Einfam ilienhaus 

( inkl. Nebengebäuden)  oder nicht  zu Wohnzwecken dienenden Gebäuden z.B. Gew erbeim m o-
bilien 

n Photovoltaikanlagen m it  1 5  kW  Gesam tbrut toleistung auf, an oder in sonst igen Gebäuden 
(Mischgebäuden) 

n Bei Bet rieb m ehrerer  Anlagen  bis m ax. 1 0 0  kw Grenze pro Steuerpflicht igen 
 

Die Befreiung in der Einkom mensteuer gilt  unabhängig von der Verwendung des erzeugten Strom s, 
also auch wenn der erzeugte St rom  vollständig in das öffent liche St romnetz eingespeist  wird oder 
von Mietern genutzt  wird. 
Für alle Photovoltaikanlagen, die bereit s vor dem  01.01.2023 in Betr ieb genomm en worden sind,  
gelten die bisher igen Besteuerungsgrundsätze bis einschließlich 2021. Ab dem  01.01.2022 werden 
diese Photovoltaikanlagen steuerfrei gestellt . 
 
Geplante um satzsteuer liche Vereinfachungen: 
Die Vereinfachungen gelten für Photovoltaikanlagen m it  m ax. 3 0  kW  auf oder in der Nähe einer 
Privatw ohnung  sowie für Anlagen auf oder an öffent lichen Gebäuden, die dem  Gem einwohl die-
nen. Für die Lieferung und Installat ion der Photovoltaikanlage und des St romspeichers gilt  der neue 
Um satzsteuersatz von 0% . Dam it  wird ab 2023 der Net tobet rag der Rechnung dem Brut tobet rag 
entsprechen.  
Bisher war der Bet reiber der Photovoltaikanlage bei Erwerb gezwungen zur Regelbesteuerung zu 
opt ieren, obwohl er im  Grunde ein Kleinunternehm er ist , um  die Vorsteuer aus dem  Erwerb der 
Anlage zurückzuerhalten. 
Dam it  verbunden war die Pflicht  zur Abgabe von Umsatzsteuererklärungen für einen Zeit raum von 
5 Jahren, bevor m an zur Kleinunternehm erregelung zurück wechseln konnte. 
 


